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Kern: Fragwürdiger Kompromiss: Problem vertagt, nicht gelöst

In einer Landtagsdebatte kritisierte der bildungspolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Timm
Kern, den Kompromiss der grün-schwarzen Regierungskoalition zur Einsparung von Lehrerstellen als
fragwürdig. Wörtlich sagte Kern:

„Allein dass ein Stopp des Ganztagsausbaus, der Inklusion und des Schulfachs Informatik in Erwägung
gezogen wurden, spricht Bände über eine Koalition, die ihren Koalitionsvertrag mit den Worten
„verlässlich – nachhaltig – innovativ“ überschrieben hat. Der jetzt von Grün-Schwarz ausgerufene
Kompromiss kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass das eigentliche Problem nur in die Zukunft
verschoben wurde. Die Einsparauflagen schweben weiter wie ein Damoklesschwert über dem
Bildungsbereich. Spätestens bei den Beratungen zum Haushalt 2018/19 wird der Verhandlungspoker
von Neuem beginnen. Da die Personalplanung im Kultusbereich ohnehin ‚auf Kante genäht‘ ist, wie die
Kultusministerin selbst sagte, ist immer auch die allgemeine Unterrichtsversorgung betroffen.“

Verantwortlich für diesen Offenbarungseid sei, so Kern, die „Afghanistan-Koalition“ im Landtag. Die CDU
sei intern zerstritten und könne sich kaum in der Koalition durchsetzen; die SPD habe in ihrer
Regierungszeit im Kultusministerium unsolide gewirtschaftet und mehrere große bildungspolitische
Vorhaben nicht ausfinanziert. Und die Grünen mit ihrem Doppelgesicht würden sich nun als beinharte
Sparer darstellen, nachdem sie ganz wesentlich für die Kostenträchtigkeit bildungspolitischer Projekte
aus der grün-roten Regierungszeit verantwortlich zeichnen. Hier setzen laut Kern zugleich die
Sparvorschläge der FDP-Fraktion an:

Die Gemeinschaftsschule sei als kostspieliges Prestigeprojekt bei ihrer Ausstattung gegenüber
allen anderen weiterführenden Schularten privilegiert. worden. Deshalb solle als Beitrag zur
Fairness sowohl der ursprüngliche Vorschlag der Kultusministerin zur Heraufsetzung des
Gemeinschaftsschul-Klassenteilers auf 29 umgesetzt als auch auf die teuren Gemeinschaftsschul-
Oberstufen verzichtet werden, die den Beruflichen Gymnasien sinnlos Konkurrenz machen.
Nicht nur wie Grün-Rot die verpflichtende, sondern auch, wie von der FDP-Fraktion gefordert, die
offene Ganztagsschule im Schulgesetz zu verankern, würde Wahlfreiheit schaffen, die Vereine
besser einbinden und Kosten sparen.
Schließlich sei bei der Inklusion ein behutsamerer Aufbau über Anreize statt eines Zwangs für die
Regelschulen nicht nur der Qualität dienlich, sondern auch ressourcenschonender.

Kern erinnerte daran, dass sich Grün-Rot-Schwarz dem Vorschlag der FDP-Fraktion verweigert habe,
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Schulfrieden durch Schulfreiheit zu schaffen. Kern wörtlich: „Von verlässlichen und fairen Bedingungen
bei der Ausstattung und von Eigenverantwortung vor Ort für das Schulangebot erwarten wir Freien
Demokraten uns Qualitätsfortschritte und Effizienzgewinne zugleich. Bei einer solchen regionalen
Schulentwicklung könnte und sollte zwischen ländlichen und städtischen Räumen hinsichtlich der
Mindestschülerzahlen differenziert werden. Bisher erleben wir hier nur ein
Schulschließungsbeschleunigungsprogramm zu Lasten des ländlichen Raums. Von einer
Regierungskoalition können die Bürger erwarten, dass sie sich ihrer gemeinsamen Verantwortung für das
Land bewusst ist und beherzt die anstehenden Probleme angeht. Davon ist Grün-Schwarz jedoch
denkbar weit entfernt.“


